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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 
federführenden Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

– unter Hinweis auf seine Erklärung vom 5. September 2006 zur internationalen Adoption 
in Rumänien1,

1. äußert Besorgnis über die Verschlechterung der Situation im Hinblick auf die 
Gleichstellung der Geschlechter, auf die die Kommission in ihrem Bericht vom Mai 2006 
über die Fortschritte Rumäniens auf dem Weg zum Beitritt hingewiesen hat;

2. begrüßt die Einsetzung eines parlamentarischen Ausschusses für Chancengleichheit in 
Rumänien (Beschluss 39/2004), der für die Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichstellung im rumänischen Gesetz sorgen, seine Einhaltung überwachen und seine 
Umsetzung in allen Bereichen der staatlichen Politik fördern soll;

3. begrüßt die positiven Schritte, die kürzlich in Bezug auf die Umsetzung der Richtlinie 
2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 zur 
Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, 
zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die 
Arbeitsbedingungen2 unternommen wurden, und fordert die Behörden nachdrücklich auf, 
die Übernahme aller gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der 
Gleichbehandlung zu beschleunigen und sie effizient und vollständig umzusetzen;

4. erinnert daran, dass Rumänien das Haager Übereinkommen über internationale Adoption 
ratifiziert hat, das für die Bekämpfung des Kinderhandels unerlässliche 
Schutzvorschriften vorsieht und dem Wohl des Kindes Vorrang einräumt und betont, dass 
die rumänischen Behörden im Juni 2001 ein Moratorium für internationale Adoptionen 
verkündet haben, an dessen Stelle 1. Januar 2005 ein Gesetz über den Schutz des Kindes 
getreten ist, dass dieses Moratorium rückwirkend ab dem 1. Dezember 2000 galt und 
damit die Prüfung mehrerer tausend Adoptionsanträge abrupt unterbrochen wurde;

5. erinnert die rumänischen Behörden daran, dass

1. das Parlament in Ziffer 23 seiner Entschließung vom 15. Dezember 2005 über den 
Stand der Vorbereitungen Rumäniens auf den Beitritt zur Europäischen Union die 
rumänische Regierung nachdrücklich aufgefordert hat, die Anträge auf internationale 
Adoption zu regeln, die während des Moratoriums vom Juni 2001 eingereicht wurden,

2. das Parlament eine schriftliche Erklärung mit 408 Unterschriften angenommen hat, in 
der die rumänischen Behörden aufgefordert werden, die Prüfung der unerledigten 
Akten zum Wohl der Kinder wieder aufzunehmen;

1 Angenommene Texte dieses Datums, P6_TA(2006)0336.
2 ABl. L 269 vom 5.10.2002, S. 15.
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fordert die rumänischen Behörden nachdrücklich auf, die Stellungnahmen des Parlaments 
gebührend zu berücksichtigen;

6. begrüßt die zunehmende Beteiligung von Frauen im öffentlichen Leben, sowohl in der 
rumänischen Regierung als auch bei den ins Europäische Parlament entsandten 
Beobachtern, fordert jedoch, dass diese Anstrengungen verstärkt werden; betont die 
Notwendigkeit, die Vertretung von Frauen auf allen politischen Ebenen zu verbessern 
(der Frauenanteil bei den letzten Parlamentswahlen betrug nur 10,66%) und fordert alle 
politischen Parteien, Organisationen auf Staats- und Regierungsebene sowie die 
Sozialpartner auf, die Beteiligung von Frauen an allen Entscheidungsverfahren und in 
allen Organisationen zu fördern;

7. äußert Besorgnis über das gravierende und fortbestehende Problem der Gewalt gegen 
Frauen, das besonders massiv im Zusammenhang mit dem Frauenhandel und der 
sexuellen Ausbeutung von Frauen innerhalb und außerhalb des Landes (800 000 Opfer 
jährlich nach den vom Ministerium für Justiz und Inneres vorgelegten Statistiken) sowie 
mit häuslicher Gewalt auftritt, und fordert die Regierung auf, entschiedene Maßnahmen 
zur Prävention und Bewusstseinsbildung und zur Bekämpfung dieses Verbrechens in 
Zusammenarbeit mit der allgemeinen Öffentlichkeit, den einschlägigen NRO sowie den 
Justiz- und Polizeibehörden auf regionaler, nationaler und internationaler Ebene zu 
ergreifen;

8. betont, welche wichtige Aufgabe dem Nationalen Amt für Gleichstellung zukommt, und 
unterstreicht, dass das Amt einen eigenen Haushalt und eigene Zuständigkeiten erhalten 
muss und dass es auch personell angemessen ausgestattet sein muss; stellt fest, dass die 
Koordinierung zwischen dem Amt und den übrigen beteiligten Stellen verbessert werden 
muss;

9. betont die Notwendigkeit, Gender-Statistiken zu führen, indem nach Geschlechtern 
getrennte Daten in allen Tätigkeitsbereichen erhoben werden, um diese zur Grundlage 
einer nationalen Gender-Politik zu machen;

10. betont die Notwendigkeit, Abhilfemaßnahmen für die Situation der Roma-Frauen und 
Mädchen zu schaffen, die in besonderem Maße von gesellschaftlicher Ausgrenzung und 
Benachteiligung betroffen sind, besonders im Bereich der Gesundheitsversorgung, 
Beschäftigung, Wohnung, Bildung und der Beteiligung am politischen und 
gesellschaftlichen Leben.
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